Ausgewiihlte Fragen zu den SchuldausschlieBungsgriinden im

Medizinstrafrecht*

Von Associate-Prof. Dr. Ketewan Mtschedlischwili-Hddrich, LL..M. (Jena) Universitit Georgiens

I. Einfiihrung

Neben vielen anderen Aspekten des Strafrechts gehort
auch die Deliktsebene der Schuld zum wissenschaftli-
chen Werk Merab Turavas. Von den zahlreichen Neue-
rungen, die er in die georgische Strafrechtswissenschaft
eingebracht hat, stellen die Weiterentwicklung des zwei-
stufigen Systems des Ausschlusses der strafrechtlichen
Verantwortlichkeit (Rechtswidrigkeit und Schuld) und
die am deutschen Strafrecht orientierte Analyse ver-
schiedener iibergesetzlicher ~ SchuldausschlieBungs-
griinde ein besonderes Verdienst dar. Der vorliegende
Aufsatz gilt daher einer Auseinandersetzung mit den
SchuldausschlieBungsgriinden.

Als SchuldausschlieBungsgrund kommt im geor-
gischen Strafrecht eine Schuldunfihigkeit aufgrund
des Alters (Art. 33 des georgischen Strafgesetzbuchs'),
psychischer Krankheit (Art. 34 gStGB), eines Verbots-
irrtums (Art. 36 gStGB), der Ausfiihrung eines Befehls
oder einer Anweisung (Art. 37 gStGB) und tibergesetz-
licher Entschuldigungsgriinde (Art. 38 gStGB) in Be-
tracht. Im Hinblick auf einen Arzt/medizinisches Perso-
nal ldsst sich eine Schuldunfihigkeit aufgrund des Alters
oder Schwachsinns (Art. 34 Abs. 1 Alt. 3 gStGB) zwar
grundsitzlich ausschlieBen, denkbar sind indes Fille
chronischer oder voriibergehender psychischer Erkran-
kungen, Storungen oder sonstiger psychischer Beein-
trichtigungen (Art. 34 Abs. 1 gStGB). Bei der Diskus-
sion um die Bedeutung von SchuldausschlieBungsgriin-
den im Medizinstrafrecht verdienen der Verbotsirrtum,
die Ausfiihrung einer Anweisung und iibergesetzliche
Rechtfertigungsgriinde besondere Beachtung.

* Deutsche Ubersetzung des Aufsatzes von Frau Nino Mtched-
lishvili.
' Im Folgenden abgekiirzt als gStGB.

II. Der Verbotsirrtum (Art. 36 gStGB)

Gemil Art. 36 gStGB darf eine Person bei Vorliegen
eines entschuldigenden Verbotsirrtums, also dann, wenn
sie unter den gegebenen Umstinden nicht wusste und
auch nicht wissen konnte, dass sie eine verbotene Tat
begeht, nicht bestraft werden. Gemill Art. 36 Abs. 3
g¢StGB besteht im Fall eines unentschuldbaren Irrtums
jedoch die Moglichkeit der Fahrlédssigkeitsstrafbarkeit.
Fiir die Priifung des Verbotsirrtums ist auch die Defini-
tion des Vorsatzes (Art. 9 Abs. 2 und 3 gStGB) mafgeb-
lich, wonach dieser die drei Merkmale Wissen, Wollen
und Unrechtsbewusstsein (,,boser Wille* bzw. dolus ma-
lus) umfasst. Nach im georgischen Strafrecht herrschen-
der Meinung, liegen die Vorsatzelemente auf zwei Ebe-
nen, namlich das Wissen und Wollen als faktische Um-
stinde im subjektiven Tatbestand und das Unrechtsbe-
wusstsein als normatives Vorsatzelement in der Schuld.
Bei der Erorterung des Tatbestands auf der subjektiven
Ebene stellt der Vorsatz mit seinen beiden dort verorte-
ten Merkmalen einen faktischen, wertungsfreien Begriff
dar. Durch die Anbindung an das Unrechtsbewusstsein
auf der Schuldebene wird er jedoch zu einem bosen Vor-
satz. Dieses Verstidndnis des Vorsatzes im georgischen
Strafrecht geht auf Turava zuriick.> Die Aufteilung der
Vorsatzelemente auf verschiedene Ebenen der Strafbar-
keit begriindet eine georgische — Turavas — Variante des
finalen Aufbaus der Straftat und schafft die Grundlage
fiir die Weiterentwicklung des Vorsatzbegriffs im geor-
gischen Strafrecht.

Im georgischen Strafrecht schlieft das Fehlen des
dritten Merkmals des Vorsatzes — das Unrechtsbewusst-
sein — auf der Schuldebene den bosen Vorsatz aus. Im
Fall des entschuldbaren (unvermeidbaren) Verbotsirr-
tum ist eine Fahrlissigkeitsstrafbarkeit ausgeschlossen,
wihrend bei einem unentschuldbaren (vermeidbaren)
Irrtum eine Bestrafung wegen Fahrlissigkeit erfolgt

2 Siehe dazu Turava, Merab, die Lehre des Verbrechens, 2011,
Rn. 1060.
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(Art. 36 gStGB). Bei der Analyse des Verbotsirrtums im
Medizinstrafrecht sind der Erlaubnistatbestandsirrtum
und der Erlaubnisirrtum zu beachten.

Ein Erlaubnistatbestandsirrtum liegt vor, wenn der
Arzt/das medizinische Personal eine falsche Vorstellung
von den faktischen Umstidnden hat, die seiner Handlung
einen rechtméfBigen Charakter verleihen wiirden. Dies ist
beispielsweise der Fall, wenn der Arzt sich in der Annah-
me wihnt, eine wirksame Einwilligung des informierten
Patienten ldge vor, dies jedoch in Wirklichkeit nicht so
ist, weil dem Patienten — vom Arzt unerkannt — die Ent-
scheidungsfihigkeit fehlte. Zudem geht er irrtiimlich da-
von aus, dass die vollstindige Aufklarung des Patienten
dessen Gesundheit einen ernsthaften Schaden zufiigen
wiirde und hilt daher teilweise Informationen zuriick,
was nach Art. 18 Abs. 2 des georgischen Gesetzes liber
die Patientenrechte moglich ist. Charakteristisch ist fiir
diese Irrtumskonstellation demnach, dass der Arzt das
Vorliegen der faktischen Voraussetzungen der gegen
den Patientenwillen gerichteten Eingriffsmoglichkeit
falsch einschitzt. Als Beispiel sei der Fall genannt, dass
der Arzt irrtiimlich annimmt, der hungerstreikende Ge-
fangene leide unter einer psychischen Krankheit und
er dementsprechend entscheidungsunfihig sowie seine
Verzichtserkldarung beziiglich der Nahrungsaufnahme
unwirksam sei und der Arzt in der Folge gegen den hun-
gernden Gefangene ZwangsmaBnahmen nach dem ge-
orgischen ,,Gesetz iiber die psychische Hilfe“ einleitet.’
Ein Erlaubnistatbestandsirrtum liegt ebenfalls dann vor,
wenn der Arzt irrtiimlich annimmt, es ligen die Bedin-
gungen zur Annahme einer mutmaBlichen Einwilligung
des Patienten vor, obwohl tatsichlich keine Notwendig-
keit fiir die dringende Durchfiihrung einer Operation be-
steht.*

Ein Erlaubnisirrtum ist die irrige Annahme des Vor-
handenseins eines tatsidchlich nicht existierenden Recht-
fertigungsgrundes sowie die falsche Vorstellung von der
Reichweite eines existierenden Rechtfertigungsgrundes,
wobei die faktischen Umstéinde richtig erkannt werden.
Der Irrtum iiber die Existenz bzw. Anwendbarkeit einer
Erlaubnisnorm wird auch als ,,indirekter Verbotsirrtum*

3 Siehe dazu auch Anordnung des Ministers fiir Justizvoll-
zugs-, Bewdhrungs- und juristische Unterstiitzungsfragen N
169, 04.07.2013; Art. 5 Abs. 6 der Regeln tiber den Umgang
mit den hungerstreikenden Gefangenen und seine Aufenthalts-
bedingungen..

4 Vgl. Wafsmer, Martin, Medizinstrafrecht, 2022, § 4 Rn. 85.

bezeichnet.’ Ein solcher Irrtum ist z.B. dann gegeben,
wenn der Arzt/das medizinische Personal annimmt, dass
es ihm im Sinn einer besonderen Ausnahmesituation er-
laubt — also nicht rechtswidrig — ist, den Patienten auf
dessen intensives Bitten und seinen tatsdchlichen Willen
(Einwilligung) hin von starken physischen Leiden zu be-
freien und aktive Sterbehilfe zu leisten, da das Leben sich
in diesem Fall in ein disponibles Rechtsgut umwandele,
dementsprechend schlie3t die Einwilligung des Patien-
ten die Rechtswidrigkeit aus und der Arzt/das medizini-
sche Personal totet den Patienten durch Uberdosierung.®

Im Medizinstrafrecht lassen sich als weitere Fall-
gruppen des Erlaubnisirrtums der Glaube des Arztes
nennen, dass: (1.) fiir eine Operationserweiterung kei-
ne Einwilligung des Patienten erforderlich ist; (2.) dem
dngstlichen Patienten keine Information gegeben wer-
den muss; (3.) fiir einen medizinischen Eingriff beim
entscheidungsunfihigen Patienten die Einbeziehung des
gesetzlichen Vertreters nicht notwendig ist, (4.) eine
mittels Tduschung des Patienten erlangte Einwilligung
wirksam ist; (5.) die Durchfiihrung des Eingriffs auf
Hilfspersonal iibertragen werden darf. Im Hinblick auf
die mutmaBliche Einwilligung liegt ein Erlaubnisirrtum
vor, wenn der Arzt unzutreffend annimmt, nach der mut-
mabBlichen Einwilligung des Patienten zu handeln.”

Sowohl der Erlaubnistatbestandsirrtum als auch
der Erlaubnisirrtum sind Verbotsirrtiimer nach Art. 36
gStGB? — Das Fehlen des Unrechtsbewusstseins schlieBt
den Vorsatz aus und dariiber hinaus auch die Strafbar-
keit wegen Fahrldssigkeit, wenn der Irrtum entschuldbar
ist. Die genannte rechtliche Regulation beschreibt rich-
tigerweise das Wesen der Handlung der gesetzestreuen
Person (hier — des gesetzestreuen Arztes).’

5 Vgl. Heinrich, Bernd, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 7. Aufl.,
2022, Rn. 1142; Wafimer, Martin, Medizinstrafrecht, 2022,
§ 4 Rn. 88.

¢ Beispiel nach Heinrich, Bernd, Strafrecht, Allgemeiner Teil,
7. Aufl., 2022, Rn. 1142, Bsp. 1.

"Vgl. Wafsmer, Martin, Medizinstrafrecht, 2022, § 4 Rn. 88.

8 Im Unterschied zum deutschen Strafrecht, welches das
Unrechtsbewusstsein ein unabhingiges Schuldelement an-
erkennt, schliet § 17 S. 1 des deutschen Strafgesetzbuchs
(dStGB) beim Vorliegen eines unvermeidbaren Irrtums die
Schuld aus. Bei einem vermeidbaren Irrtum kann indes nach
§ 17 S. 2 dStGB nur die Strafe gemifl § 49 Abs. 1 dStGB
gemildert werden.

° Dementsprechend herrscht im georgischen Strafrecht die
Vorsatztheorie, die beim Vorliegen des Erlaubnistatbestand-
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Denkbar ist auch ein Doppelirrtum, also das gleich-
zeitige Vorliegen eines Erlaubnistatbestandsirrtum und
eines Erlaubnisirrtums, wenn der Arzt sowohl falsche
Vorstellungen vom tatsichlichen Vorliegen der recht-
fertigenden Umstinde als auch von der Existenz bzw.
Reichweite eines Rechtfertigungsgrundes hat. So kann
der Arzt irrtimlich einen nicht entscheidungsfihigen
Patienten fiir entscheidungsfihig halten und zugleich
davon ausgehen, dass seine Einwilligung gar nicht not-
wendig ist, weil der Patient sehr dngstlich ist und es in
solchem Fall einer informierten Einwilligung nicht be-
diirfe.’® Ein solcher Doppelirrtum ist als Verbotsirrtum
gemdl Art. 35 gStGB zu behandeln.

I11. Die Ausfiihrung eines Befehls oder einer
Anordnung

Im georgischen Strafrecht ist die Ausfiihrung eines Be-
fehls oder einer Anweisung (Art. 37 gStGB) nicht als
SchuldausschlieBungsgrund anerkannt, sondern steht —
wie der verehrte Jubilar zutreffend annimmt — mit dem
Irrtum im Zusammenhang.!! Gemil Art. 37 Abs. 1
2StGB ist die Schuld eines Untergebenen ausgeschlos-
sen, wenn er bei der Ausfithrung eines Befehls oder ei-
ner Anweisung ein Rechtsgut verletzt. Fiir den Schaden
ist jedoch der Befehls- bzw. Anweisungsgeber zur Ver-
antwortung zu ziehen. Ein Befehl oder eine Anweisung
kann sowohl im Rahmen des Militirdienstes als auch
eines zivilen Dienstes erlassen werden. Zudem muss es
sich bei dem Befehls- bzw. Anweisungsgeber um eine
mit dem diesbeziiglich erforderlichen Recht ausgestat-
tete Person handeln. Bei der Ausfiihrung eines Befehls
oder einer Anweisung geniet eine im zivilen Dienst
tiatige Person zwar grundsitzlich mehr Freiheit als ein
Soldat,'? jedoch wird die Freiheit des nachgeordneten
medizinischen Personals im Hinblick auf die Ausfiih-
rung einer Anweisung aufgrund des speziellen Charak-
ters der medizinischen Hilfeleistung eingeschrinkt. Ba-

sierend auf seiner fachlichen Kompetenz ist der Arzt be-
rechtigt, dem nachgeordneten medizinischen Personal
Anweisungen zu erteilen (,,vertikale Arbeitsteilung*).!?
Die Pflicht zur Ausfiihrung einer solchen Anweisung —
die z.B. vom Chirurgen/Operateur an wihrend einer
Operation an eine Krankenschwester erteilt wird* —
befreit das nachgeordnete Personal von der Pflicht zur
personlichen Uberpriifung. Das Vertrauensprinzip er-
setzt die Pflicht zur selbststindigen Wahrnehmung der
Sorgfaltsnorm und nimmt dem nachgeordneten Perso-
nal zugleich die Freiheit, iiber die Ausfiihrung der An-
weisung selbst zu entscheiden. Fiir den durch die Aus-
fiilhrung der Anweisung entstandenen Schaden ist der
mit Vorsatz handelnde leitende Arzt verantwortlich, das
die Anweisung erlassen hat. Das nachgeordnete Perso-
nal — z.B. eine Krankenschwester — das verpflichtet ist,
die Anweisung auszufiithren, wird als ,,menschliches
Werkzeug* benutzt und daher nicht bestraft.'” Nach zu-
treffender Auffassung Turavas, liegt bei Ausfithrung
einer Anweisung ein spezieller Fall des entschuldbaren
Irrtums vor.'® Handelt der Anweisungsgeber fahrlissig,
ist eine mittelbare Titerschaft allerdings ausgeschlos-
sen, da fiir diese gemafl Art. 22 gStGB Vorsatz erfor-
derlich ist. Indes kommt eine Strafbarkeit des iiberge-
ordneten Arztes wegen Fahrlissigkeit in Betracht. Das
untergeordnete Personal ist jedoch nicht strafbar, zumal
die fahrldssige Nebentiterschaft als solche nicht an-
erkannt ist.

Damit liegt eine Strafbarkeit des untergeordneten
medizinischen Personals nur dann vor, wenn es sich we-
der in einem entschuldbaren noch in einem unentschuld-
baren Irrtum befindet, d.h. bei der Ausfiihrung einer
von vornherein als rechtswidrig erkannten Anweisung
(Art. 37 Abs. 2 gStGB).

sirrtums (Erlaubnisirrtum) eine sachgerechte Qualifikation
ermoglicht.

0'Vel. Wafimer, Martin, Medizinstrafrecht, 2022, § 4 Rn. 88.

WVel. Turava, Merab, Die Lehre vom Verbrechen, 2011, Rn.
914.

12 Vgl. Gamkrelidze, Otar, Erklirungen zum georgischen
Strafgesetzbuch, 2008, S. 256.

B3 Vel. Wafimer, Martin, Medizinstrafrecht, 2022, § 7 Rn. 48.

!4 Siehe zu diesem Beispiel Todua, Nona, in: Natschkebia, Gu-
ram/Todua, Nona, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 2024, S. 378.
5 Vgl. Gamkrelidze, Otar, Erklirungen zum georgischen
Strafgesetzbuch, 2008, S. 257.

16 Vgl. Turava, Merab, Die Lehre vom Verbrechen, 2011, Rn.
915.
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IV. Ubergesetzliche
SchuldausschlieBungsgriinde

Merab Turava befiirwortet das Institut des entschul-
digenden Notstands, als iibergesetzlichen Schuldaus-
schlieBungsgrund (Art. 38 gStGB — Befreiung von
strafrechtlicher Verantwortung bei anderer nicht schuld-
hafter Handlung)."” Seiner Ansicht nach ist der ent-
schuldigende Notstand von der Kollision zwei gleich-
wertiger Rechtsgiiter geprigt, wobei der Téter handelt,
um das gegenwirtig gefihrdete eigene Rechtsgut (oder
das eines Angehorigen) auf Kosten des Rechtsguts eines
anderen zu schiitzen. Zwar ist eine solche Rechtsguts-
verletzung rechtswidrig, da sich der Téter jedoch unter
grofBem psychischen Druck befindet, sein Rechtsgut zu
erhalten, und ihm diesbeziiglich keine gesetzeskonfor-
me Handlungsmoglichkeit zur Verfligung steht, ist sein
Handeln zu entschuldigen. '

Fiir das Vorliegen eines entschuldigenden Not-
stands definiert Turava folgende Bedingungen: (1.)
eine Notstandslage, also eine gegenwirtige Gefahr fiir
das Rechtsgut; (2.) die Unmoglichkeit der anderweiti-
gen Abwendung der Gefahr, (3.) der Wille zur Rettung
des Rechtsguts und (4.) keine Gefahrtragungspflicht,
d.h. der Téter darf nicht zur Gruppe der Personen zih-
len, ,,die im Gegensatz zu anderen Menschen, aufgrund
besonderer beruflicher oder dienstlicher Umstinde ver-
pflichtet sind, die Gefahr auf sich zu nehmen*."

Die Frage nach dem entschuldigenden Notstand
kann im Medizinstrafrecht, bei der Erorterung der Tri-
age mafgeblich sein. Der Terminus ,,Triage* bedeutet
,,aussortieren bzw. ,,auswihlen®. Ziel ist es dabei, trotz
knapper bzw. begrenzter Ressourcen moglichst viele
Patienten zu retten.’ Der Begriff kommt aus dem Fran-
zdsischen und war zunidchst im militir-medizinischen
Zusammenhang von Bedeutung. Heute spielt er vor al-

lem in der Notfall- und Katastrophenmedizin eine Rolle.
Bei limitierten medizinischen Ressourcen kann ein Arzt/
medizinischer Mitarbeiter vor der Situation stehen, ent-
scheiden zu miissen, welchen von mehreren Verletzten,
die gleichzeitig eine notfallmedizinische Versorgung
benotigen, die verfiigbaren Ressourcen zugutekommen
sollen.?! Unterschieden wird dabei zwischen der priven-
tiven Triage, der Ex-ante-Triage und der Ex-post-Tria-
ge.

Bei der priventiven Triage wird auf den Einsatz in-
tensivmedizinischer Manahmen zum Nachteil des Pa-
tienten verzichtet, um die Ressourcen fiir die Zukunft,
d.h. einen anderen, potenziellen Patienten aufzusparen.?
Die priventive Triage stellt keinen Schuldausschlie-
Bungsgrund dar. Der Arzt macht sich in diesem Fall
selbst dann wegen eines unechten Unterlassungsdelikts
strafbar, wenn der potentielle zukiinftige Patient ein
Angehoriger ist, da eine Notstandslage (gegenwirtige
Gefahr) nicht gegeben ist. Hingegen besteht bei der Ex-
ante-Triage eine rechtfertigende Pflichtenkollision.?

Bei der Ex-post-Triage wird die mit einer intensi-
ven Mafinahme begonnene medizinische Versorgung
eines Patienten gegen seinen Willen, zugunsten eines
anderen Pateinten, der die besseren kurzfristigen Uber-
lebenschancen aufweist, abgebrochen. Tritt eine letale
Folge ein, macht sich der Arzt wegen vorsitzlicher To-
tung strafbar.?* Besondere Erorterung verdient der Fall,
in dem der Patient, zu dessen Gunsten die medizinische
Versorgung des anderen Patienten abgebrochen wurde,
Angehoriger des Arztes (z.B. sein Kind) ist.

Nach einer im georgischen Strafrecht vertretenen
Meinung, stellt die Rettung des eigenen Lebens oder des
Lebens eines Angehorigen auf Kosten des Lebens eines
anderen zutreffenderweise nur einen Schuldmilderungs-
grund — und dementsprechend einen Strafmilderungs-
grund — dar. Fiir diese Ansicht spricht ein gewichtiges

7" Art. 36 des Alternativentwurfs zum Strafgesetzbuch von
Gamkrelidze enthielt eine Regelung des entschuldigenden
Notstands, die in den Regierungsentwurf des Gesetzesvorha-
bens iibernommen, vom Parlament jedoch nicht in Kraft ge-
setzt wurde; siehe Gamkrelidze, Otar, Erklarungen zum geor-
gischen Strafgesetzbuch, 2008, S. 259.

8 Vel. Turava, Merab, Die Lehre vom Verbrechen, 2011, Rn.
951.

19 Siehe dazu Turava, Merab, Die Lehre vom Verbrechen,
2011, Rn. 962.

2 Vel. Wafmer, Martin, Medizinstrafrecht, 2022, § 8 Rn. 33.

2t Mtschedlishvili-Héidrich, Ketewan, Festschrift fiir Revaz
Gogshelidze, 2022, S. 21, 22.

2 Mtschedlishvili-Hcidrich, Ketewan, Festschrift fiir Revaz
Gogshelidze, 2022, S. 21, 27; Turava, Merab, Herald of Law,
6 (2022), 30, 32; Heinrich, Bernd, Herald of Law, 6 (2022),
12, 13; Ronnau, Thomas/Wegner, Killian, JuS 2020, 403, 407.

3 Vgl. Turava, Merab, Herald of Law 6 (2022), 30, 32, Hein-
rich, Bernd, Herald of Law, 6 (2022), 12, 15.
% Vgl. Turava, Merab, Herald of Law 6 (2022), 30, 44; Khaza-

lia, Giorgi, Zeitschrift fir Medizinrecht und Management, 1
(2022), 21, 26.
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kriminalpolitisches Argument, denn bei einer Straflo-
sigkeit des Téters konnten Angehorige des Opfers zur
Selbstjustiz greifen.

Zu dieser Konstellation kann ,,leihweise” aus dem
deutschen Strafrecht ein weiteres Argument angefiihrt
werden: Eine in einem besonderen beruflichen bzw.
dienstlichen Pflichtverhiltnis stehende Person, deren
Tatigkeit sich auf den Schutz der Gesellschaft bezieht,
ist verpflichtet, die Gefahr auf sich zu nehmen und den
gesellschaftlichen Interessen keine Schiden zufiigen,
auch dann, wenn die Gefahr nicht ihr selbst, sondern ih-
ren Angehorigen droht.”® Im Ergebnis fiihrt dies im Fall
der Ex-post-Triage zur Strafbarkeit des Arztes.

Beruft man sich auf das von Turava entwickelte In-
stitut des tibergesetzlichen entschuldigenden Notstands
(Art. 38 gStGB, Befreiung von der strafrechtlichen Ver-
antwortlichkeit wegen anderer nicht schuldhaften Hand-
lung), ist der Arzt beziiglich der Tétung eines Patien-
ten als Ergebnis einer Ex-post-Triage zu entschuldigen,
wenn er dabei zur Rettung des eigenen Kindes handelt.?
In solchen Fillen verliere das Strafrecht seinen priventi-
ven Charakter, da das Elternteil, dessen Kind lebensret-
tende notfallmedizinische Hilfe benétigt, bereit sei, sich
strafbar zu machen und eine strafrechtliche Sanktion in
Kauf zu nehmen. Folglich befinden sich solche Hand-
lungen jenseits von Gut und Bose und unterligen weder
einer ethischen noch einer rechtlichen Bewertung.

V. Fazit

Die SchuldausschlieBungsgriinde, bei deren Vorlie-
gen die individuelle Vorwerfbarkeit zu verneinen und
dementsprechend die Strafbarkeit der Handlung ausge-
schlossen ist, sind auch im Medizinstrafrecht von Be-
deutung. Das medizinische Personal kann diesbeziig-
lich sowohl einem Verbotsirrtum unterliegen als auch
zur Ausfithrung einer Anweisung handeln. Zudem kann
ithm — was jedoch umstritten ist — in der Situation einer
Triage ein tbergesetzlicher Entschuldigungsgrund zu-
gutekommen. Im Hinblick auf diese Moglichkeiten kann
er einem entschuldbaren (unvermeidbaren) oder auch

» Vgl. Roxin, Claus/Greco, Luis, Strafrecht AT I, 5. Aufl,
2020, S. 1109, Rn. 43.

% Siehe dazu Turava, Merab, Die Lehre vom Verbrechen,
2011, Rn. 951.

einem unentschuldbaren (vermeidbaren) Irrtum unter-
liegen. Weiterhin kann ihm der rechtswidrige Charak-
ter einer Anweisung bewusst sein. Schlieflich kann er
verpflichtet sein, die Gefahr auf sich zu nehmen. Daher
erfordert jeder einzelne Fall eine ausfiihrliche Analyse,
um die konkrete, in Rede stehende Handlung eines Arz-
tes/des medizinischen Personals zutreffend qualifizieren
und im Ergebnis eine dogmatisch richtige und gerechte
Entscheidung treffen zu konnen.

Deutsch-Georgische Strafrechtszeitschrift — www.dgstz.de

40



	_Hlk160206080
	_Hlk160204493
	move17451762421111
	_Hlk168462001
	Vorwort*
	Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

	Schutzmechanismen gegen mediale Einflussnahme auf das Geschworenengericht*
	Von Associate-Prof. Dr. Irina Aqubardia, Iwane-Dschawachischwili-Staatliche-Universität Tbilisi

	Der subjektive Tatbestand des Menschenhandels (Trafficking)*
	Von Prof. Dr. Irakli Dvalidze, Iwane-Dschawachischwili-Staatliche-Universität Tbilisi

	Ein der Nachhaltigkeit verpflichtetes Wirtschaftsstrafrecht als Herausforderung für Rechtswissenschaft und Kriminalpolitik in Europa
	Von Prof. Dr. Dr. h.c. (TSU) Martin Heger, Humboldt-Universität zu Berlin1

	Unrecht und Schuld im deutschen Strafrecht
	Von Prof. Dr. Dr. h.c. (TSU) Bernd Heinrich, Eberhard Karls Universität Tübingen

	Ausgewählte rechtliche Probleme der Drogenkriminalität in der Rechtsprechung*
	Von Associate-Prof. Dr. Lavrenti Maglakelidze, Iwane-Dschawachischwili-Staatliche-Universität Tbilisi, Richter am Appellationsgericht von Tbilisi

	Ausgewählte Fragen zu den Schuldausschließungsgründen im Medizinstrafrecht*
	Von Associate-Prof. Dr. Ketewan Mtschedlischwili-Hädrich, LL.M. (Jena) Universität Georgiens

	Die Hauptmerkmale der universitären Lehre des Verfassungsprozessrechts und ihre Bedeutung für die Wirksamkeit der verfassungsrechtlichen Kontrolle in Georgien*
	Von Associate-Prof. Dr. Giorgi Tevdorashvili, Iwane-Dschawachischwili-Staatliche-Universität Tbilisi, Richter des Verfassungsgerichts Georgiens, Gerichtssekretär

	Die Anordnungsgründe der Untersuchungshaft und die Unschuldsvermutung*
	Von Associate-Prof. Dr. Giorgi Tumanishvili, LL.M. (Freie Universität Berlin), 
Iwane-Dschawachischwili-Staatliche Universität Tbilisi


